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Dennoch übernimmt Seminare Robert Klein keine Ge-
währ fürAktualität,Korrektheit,Vollständigkeit oder Qua-
lität der bereitgestellten Informationen. Haftungsan-
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“Vergib Deinen Feinden, aber vergiss niemals ihre Namen”
John F. Kennedy / Foto: Bolliger Hanspeter/pixelio.de
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Der TÜV Süd bietet den Fahrschulen
eine Internetplattform an, welche
diese nutzen können, aber nicht
müssen.

Die bisherige Nutzung zur Abfrage von
Prüfaufträgen und den Ergebnissen der
theoretischen Prüfungen wurde nun er-
weitert, so dass zukünftig auch Theorie-
prüfungen durch die Fahrschule über
diese Internetplattform bestellt werden
können. Zu deren Nutzung muss ein Ver-
trag von den Fahrschulinhabern unter-
schrieben werden. Beim Lesen des Ver-
trages fällt auf, dass das, was als Service
für Fahrschulen bezeichnet wird, im We-
sentlichen der Entlastung des TÜV SÜD
dient, u. a. wird das Kostenrisiko, wenn
ein Fahrerlaubnisbewerber seine Prü-
fung nicht antritt, auf die Fahrschule

übertragen. Im Klartext bedeutet dies:
Fahrschulinhaber müssen die von ihren
Fahrschülern an den TÜV SÜD geschul-
deten Prüfgebühren bezahlen und dann
diesen in Rechung stellen, evtl.
Mahnverfahren und Zwangsvollstreckung
in die Wege leiten, und zum Schluss evtl.
doch leer ausgehen, weil der Führer-
scheinbewerber kein Geld hat. In diesem
Fall müssten Sie auch noch die Anwalts-
kosten bezahlen.

Bei allem Verständnis für den TÜV SÜD,
sich seine Einnahmen zu sichern und Ar-
beitsabläufe zu reduzieren, indem diese
auf Fahrschulen übertragen werden sol-
len, sollte sich jeder selbständige Fahr-
schulunternehmer, welcher ohnehin vie-
len teils unnötigen Verpflichtungen un-
terliegt, gründlich überlegen, ob er sich

durch Unterzeichnung dieses Nutzungs-
vertrags die zusätzlich zu erwartenden
Probleme aufhalsen will. Auch wenn dies
von bestimmten Fahrlehrerverbänden be-
fürwortet wird.

Falls Sie schon einen Vertrag einge-
gangen sind, können Sie ihn mit dem Hin-
weis widerrufen, dass Sie zwar Daten-
schutz garantieren, aber ansonsten kei-
ne weiteren Verpflichtungen akzeptie-
ren. Entweder der TÜV SÜD erkennt Ihre
Vorstellung von der Nutzung der Inter-
netplattform an, dann können Sie diese
weiterhin benutzen oder der TÜV SÜD
wird Ihnen wie bisher die Eingänge der
Prüfaufträge sowie die Ergebnisse der
Theorieprüfungen per Telefon, Fax oder
E-Mail mitteilen. Die Meldungen für
Theorieprüfungen erfolgen wie bisher

Neuer Service des Technischen Überwachungsvereins Süd birgt so manche Kuriosität

TÜV-Prüfungsplattform nutzen?
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Wieso bietet der TÜV SÜD einen Service für Fahrschulen an, wenn es doch keine Geschäftsbeziehung zwischen TÜV SÜD und Fahrschule bei der Ausbildung von
Fahrerlaubnisbewerbern gibt? Foto: Gerd Altmann / pixelio.de

SRK-Konzept für
Aufbauseminare auch
in Niedersachsen
zugelassen

Nach widersprüchlichen Aussagen
Anfang dieses Jahres teilte uns das
Niedersächsische Ministerium für

Wirtschaft, Arbeit und Verkehr mit
Schreiben vom 28.09.2010 mit, dass
Seminarleiter nicht mehr an das DVR-
Konzept gebunden sind.

Sie können alternativ für die
Durchführung von ASF- und ASP-
Seminaren auch das SRK-Konzept
einsetzen. Eine andere Entscheidung

wäre auch paradox gewesen, zumal
alle Bundesländer, also auch
Niedersachsen am
Genehmigungsverfahren des SRK-
Konzeptes beteiligt waren.

Alle hatten sich schließlich
abgestimmt, wie ein neues zu
schaffendes Konzept außer dem des
DVR beschaffen sein muss.



per Brief, Fax oder E-Mail. Nachteile kön-
nen und werden Ihnen nicht entstehen,
das hat uns ein Mitarbeiter des TÜV SÜD
ausdrücklich bestätigt.

Sie können davon ausgehen, dass man
seitens bestimmter Fahrlehrerverbände
und des TÜV SÜD versuchen wird, be-
züglich des Vertrages Überzeugungsar-
beit zu leisten. Da stellt sich dann die Fra-
ge: Wie gut und fair kann ein Vertrag
sein, bei dem Sie nicht mitreden dürfen
und es um Gelder geht, die Sie eigentlich
nichts angehen, aber dafür haften sol-
len? Grundsätzlich ist der Fahrerlaubnis-
bewerber Kostenschuldner gegenüber
dem TÜV SÜD. Mit Vertragsunterzeich-
nung akzeptieren Sie, dass der TÜV SÜD
Sie und nicht die eigentlichen Kosten-
schuldner - nämlich die Fahrschüler - für
die Prüfgebühren in Haftung nehmen
kann. Andernfalls hätten die Vertragsge-
stalter die Regelung, dass für den ausge-
fallenen Prüfungsteil die volle Gebühr er-
hoben wird, nicht in das Vertragswerk
zwischen TÜV SÜD und Fahrschule auf-
nehmen brauchen. Ihr Anwalt wird Ihnen
dies bestätigen. In einem Schreiben an
Fahrschulen, welche den Vertrag nicht
unterzeichneten, ist der TÜV SÜD der
Meinung, dass sich die Fahrschulen ge-
genüber den Fahrschülern bezüglich des
Gebührenrisikos rückversichern können.

Stellt sich die Frage: Wieso bietet der TÜV
SÜD einen Service für Fahrschulen an,
wenn es doch keine Geschäftsbeziehung
zwischen TÜV SÜD und Fahrschule bei der
Ausbildung von Fahrerlaubnisbewerbern
gibt? Diese kommt auch nicht zustande,
wenn die Fahrschule den Fahrerlaub-
nisbewerber zur Prüfung vorstellt. Sowohl
Fahrschule als auch TÜV SÜD haben nur
die gleichen Kunden, mit denen sie sich
auseinandersetzen müssen. Genau
betrachtet könnte der TÜV SÜD für diese
einenService einrichten.

Sollte jemand der Meinung sein, dass
Fahrschulen auch ohne diesen Vertrag
für die Meldung der Prüfung per Post,
Fax, E-Mail verantwortlich sind und in
Haftung genommen werden können,
weisen wir darauf hin, dass eine Haftung
ausgeschlossen ist, wenn Sie auf der Prü-
fungsmeldung folgenden Zusatz anbrin-
gen: „Die Prüfungsmeldung durch die
Fahrschule erfolgt freiwillig im Interesse
des TÜV SÜD namens und im Auftrag der
benannten Fahrschüler. Die Fahrschule
haftet weder für Fehl- oder Falschmel-
dungen noch für entgangene Prüfge-
bühren des TÜV SÜD, falls Fahrerlaub-
nisbewerber nicht an der Prüfung teil-
nehmen“.

Wenn nun Fahrschulen auch zeit- und ar-
beitssparend arbeiten wollten, könnten
Sie, weil das Anmelden zur Theorieprü-
fung eine freiwillige Leistung der Fahr-
schulen ist, ihren Fahrschülern die Aus-
bildungsbescheinigung gemäß § 2 Abs. 2
Nr. 4 StVG aushändigen, damit diese die
Anmeldung zur Theorieprüfung – wie in
Berlin - selbst vornehmen können. Der
TÜV SÜD müsste diese für ihn arbeits-
und kostenintensivere Vorgehensweise
akzeptieren. In keinem Fall würden die
Fahrschulen die Kontrolle über die Fahr-
erlaubnisprüfungen verlieren. Denn je-
der Fahrerlaubnisbewerber ruft beim
TÜV Süd an, fragt, ob der Prüfauftrag vor-
liegt, lässt sich dann einen Prüftermin ge-
ben und erhält nach der Prüfung das
Prüfprotokoll, welchem sich das Ergeb-
nis der Prüfung für die Fahrschule ent-
nehmen lässt. Einfacher geht es für die
Fahrschule nicht. Keine Datenschutzer-
klärung, keine Prüfungsmeldung, kein
Hin- und her-Telefonieren, kein Beibrin-
gen von Krankmeldungen , weder Dis-
kussionen noch Ärger mit den Fahrer-
laubnisbewerbern.

Am besten wäre es wohl, der TÜV SÜD

würde die Angelegenheit überdenken
und seine Internetplattform den Fahr-
schulen einfach nur zur Verfügung stel-
len. Die meisten Fahrschulen würden Da-
tenschutz zusichern und die Plattform im
Interesse des TÜV SÜD, weniger Ar-
beitsvorgänge zu haben, nutzen. Der zu-
sätzliche Haftungsübertrag für die Prüf-
gebühren auf Fahrschulen, welche die Ar-
beitsabläufe des TÜV SÜD heute schon
reduzieren, ist weder fair noch akzep-
tabel. Jedes Unternehmen ist schließlich
für den Einzug seiner Gelder selbst ver-
antwortlich, mit allen damit verbunde-
nen Risiken.

Zu unserem Bedauern hat uns der TÜV
SÜD nicht in die Gestaltung des Nut-
zungsvertrages mit einbezogen, ansons-
ten hätten wir unsere Bedenken frühzei-
tig geäußert.

Unverständlich ist für uns allerdings,
dass es Vorsitzende anderer Fahrlehrer-
verbände gibt, die solch einen Vertrag be-
fürworten. Aber vielleicht haben diese ja
einen Beraterstuhl beim TÜV Süd, dann
dürfte unklar sein, welche Interessen sie
wirklich vertreten. Und wenn sich diese
schon für den Vertrag einsetzen, wes-
halb fordern sie dann nicht im Interesse
ihrer Mitglieder, dass der TÜV SÜD im
Vertragswerk den Satz aufnimmt: „Die
Fahrschule haftet in keinem Fall, wenn
die Fahrerlaubnisbewerber die Prüfung
nicht antreten oder die Prüfung nicht be-
endet werden kann“. Wenn es doch
nicht die Absicht des TÜV Süd sein sollte,
die Fahrschule bezüglich der Prüfgebüh-
ren in Haftung zu nehmen, stünde der
Aufnahme dieses Satzes eigentlich
nichts entgegen.

Der Interessenverband Deutscher
Fahrlehrer Süd hat Sie hiermit
informiert, entscheiden müssen Sie
nun selbst.
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Sommerreifenverbot
gegen Verfassung

Die Vorschrift, nach der Autofahrer
wegen „ungeeigneter Bereifung bei
winterlichen Wetterverhältnissen“ mit
Bußgeldern rechnen müssen,
verstößt gegen das Grundgesetz, weil

sie zu ungenau ist. Ein Pkw-Fahrer,
der im November mit seinem
sommerbereiften Auto in ein
Schaufenster geschlittert war, hatte
bis vor das Oberlandesgericht
geklagt. Dieser machte geltend, dass
der Unfall auch mit Winterreifen
passiert wäre. Das Gericht gab ihm
Recht. Es wies darauf hin, dass sich

in Reifentests auch Sommerreifen als
geeignet für Fahrten auf Eis erwiesen
haben.

Die Verordnung müsse aus diesem
Grund konkretere Vorgaben zur
Bereifung machen.

OLG Oldenburg, AZ: 2 SsRs 220/09
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Fahrer nicht feststellbar?
Fahrtenbuchauflage zulässig

„Rechts-vor-links“- Regelung
bei angrenzenden Nebenstraßen

Halb private Dienstreisen
steuerlich besser absetzbar

Zahlt der Betrieb die Kurkosten eines
Arbeitnehmers, ist dies als Arbeitslohn
zu versteuern

Immer pünktlich zahlen!

Neue Informationspflicht
für Dienstleister

Kreisverkehr und Geschwindigkeit

§ 10 Abs. 5 AKB

§§ 1, 10 StVO

Im vorliegenden Fall behauptete der Halter
eines Fahrzeugs, das wegen Geschwindig-
keitsübertretung geblitzt wurde, er könne
den Fahrer nicht ausreichend identifizieren.
Zwar erkenne er den Fahrer aufgrund des
Lichtbilds und wisse dessen Namen, aber
weitere Angaben könne er nicht machen,
da der Fahrer in Rumänien wohne und er
nicht wisse, wo genau. Der Landkreis ver-
hängte daraufhin für alle Fahrzeuge des Klä-
gers eine Fahrtenbuchauflage. Eine dage-
gen gerichtete Klage wurde vom Verwal-
tungsgericht Neustadt abgewiesen. Eine
Fahrtenbuchauflage sei zulässig, wenn der
verantwortliche Fahrer nach einem Ver-
kehrsdelikt nicht festgestellt werden kön-
ne. Unerheblich sei, ob die Behörde tat-
sächlich einen Bußgeldbescheid gegen den
Fahrer erlassen oder vollstreckt hätte. Die
Fahrtenbuchauflage diene dazu, im Wie-
derholungsfalle den verantwortlichen Fah-
rer schnell und einfach ermitteln zu kön-
nen, sie sei nicht als „Ersatzsanktion“ für
das Bußgeld zu betrachten

Münden zwei untergeordnete Straßen un-
mittelbar nebeneinander in eine Vor-
fahrtstraße ein, gilt im Verhältnis der aus
den Nebenstraßen einfahrenden Verkehrs-
teilnehmer die Regelung „rechts-vor-links“.
Fährt ein Kraftfahrer in die Vorfahrtstraße
ein, kann er sich gegenüber einem Auto-
fahrer, der kurz darauf aus der danebenlie-
genden Nebenstraße von rechts in die
Hauptstraße einfährt, nicht auf sein Vor-
fahrtsrecht berufen. Bei einer solchen
Kreuzungsanordnung gilt nicht das Recht
des Schnelleren.

Selbst wenn Fortbildungen viel Freizeit bie-
ten, können Unternehmer den geschäft-
lichen Reiseteil steuerlich abziehen (BFH,
AZ: VI R 66/04 und VI R 5/07)

Das sagen die Richter: Ein Arzt darf die Rei-
sekosten für eine Fortbildungsreise teilwei-
se als Werbungskosten geltend machen –

obwohl das Programm reichlich Gelegenheit
zu Surfen, Segeln, Tennisspielen und Berg-
steigen bot. Und eine Englischlehrerin kann
ihre Aufwendungen für einen Bildungsauf-
enthalt im Ausland abziehen. Zwei Entschei-
dungen, die der neuen Linie des BFH folgen:
sind Kosten beruflich und privat zugleich be-
gründet, können Steuerbürger sie in Wer-
bungskosten und nicht abziehbare Aufwen-
dungen der privaten Lebensführung aufteilen.
Das gilt seit September 2009 (AZ:GrS1/06)

Ein Fluglotse bekam von seinem Arbeitgeber
eine vierwöchige Kur verordnet, die das Un-
ternehmen komplett bezahlte. Das war tarif-
vertraglich so vorgeschrieben. Das Finanz-
amt erfasste die Übernahme der Kurkosten
im Einkommensteuerbescheid als geldwer-
ten Vorteil. Der Fluglotse klagte und bekam
vom erstinstanzlichen Finanzgericht Recht.
Es rechnete die Kurkosten nur zur Hälfte dem
Arbeitslohn zu.

Das letzte Wort aber hatte der BFH. Die
obersten Finanzrichter urteilten: Die Über-
nahme der Kosten ist steuerlich komplett als
Arbeitslohn zu berücksichtigen

Wer wiederholt Zahlungen an Finanzämter
und Sozialkassen versäumt, kann die Geneh-
migung für sein Gewerbe verlieren.

Mit der zum 17. Mai 2010 in Kraft getretenen
Dienstleistungs-Informationspflichten-Ver-
ordnung (DL-InfoV) setzt der Gesetzgeber
die Vorgaben der Richtlinie 2006/123/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom
12.12.2006 über Dienstleistungen im Bin-
nenmarkt (Dienstleistungsrichtlinie) um. Die
Verordnung sieht umfangreiche Informati-
onspflichten des Dienstleistungserbringers
gegenüber dem Dienstleistungsempfänger
vor.

Wir empfehlen: informieren Sie sich, bevor
Sie abgemahnt werden!

Eine Geschwindigkeitsbeschränkung an
der Zufahrt zu einem Kreisverkehr außer-
orts gilt bis zum Kreisverkehr. Nach dem
Verlassen des Kreisels gilt diese Ge-
schwindigkeitsbeschränkung nicht mehr,
da ein Kreisverkehr, bei dem die Fahrzeuge
auf der Kreisfahrbahn Vorfahrt haben,
eineneigenenVerkehrsbereich darstellt.

Sind beide Unfallgegner bei demselben
Versicherer haftpflichtversichert und er-
kennt der Versicherer die Ansprüche des
einen durch Regulierung an, so folgt da-
raus kein Verzicht auf Gegenansprüche
des anderen unfallbeteiligten Versiche-
rungsnehmers zu dessen Lasten; denn
die Vollmacht aus § 10 Abs. 5 AKB betrifft
niemals Aktivansprüche des Versiche-
rungsnehmers aus dem Schadenerei-
gnis, und zwar auch dann nicht, wenn bei-
de unfallbeteiligten KFZ-Eigentümer bei
demselben Versicherer gedeckt sind.
UPE-Zuschläge sind im Rahmen einer
fiktiven Schadensberechnung dann
berücksichtigungsfähig, wenn sie in einer
markengebundenen Fachwerkstatt an
dem Ort, an dem die Reparatur auszufüh-
ren ist, tatsächlich anfallen.

Fahrspuren auf Parkplätzen dienen grund-
sätzlich nicht dem fließenden Verkehr, so-
dass sie - vorbehaltlich der Umstände des
Einzelfalls - keine Vorfahrt gewähren und
auch § 10 StVO nicht gilt, sondern alle
Fahrzeugführer zur gegenseitigen Rück-
sichtnahme nach § 1 StVO verpflichtet
sind. Etwas anderes kann jedoch gelten,
wenn die angelegten Fahrspuren zwi-
schen den Parkplätzen eindeutig Stra-
ßencharakter haben und sich aus ihrer
baulichen Anlage ergibt, dass sie nicht
dem Suchen von Parkplätzen dienen, son-
dern der Zu- und Abfahrt der Fahrzeuge.
Im Falle der Kollision eines Pkw, der aus ei-
ner kleinen Durchfahrtsgasse zwischen
Parkplätzen mit ca. 45 km/h auf einen brei-
ten Zufahrtsweg einfährt, mit einem von
links kommenden Kfz kommt die Allein-
haftungdes einfahrendenPkw inBetracht.

Verwaltungsgericht Neustadt
Urteil vom 15.06.2010 AZ: 6 K 291/10.NF

Urteil des LG Coburg
vom 19.01.2010 AZ: 22 O 438/08

BFH, AZ: VI R 7/08

OVG Saarland, AZ: 3A 384/09

www.dienstleistungs-informationspflichten-verordnung.de

OLG München, AZ.: 24 U 252/09

KG, Beschluss vom 07.01.2010, 12 U 20/09

KG, Beschl. v. 12.10.2009, 12 U 233/08

B
ild

:
(C

)
R
ai

ne
r

St
ur

m
/

pi
xe

lio
.d

e

Aktuelles aus dem Gesetzbuch



Seite 6

SRK Seminare Robert Klein | Stadtberg 32 | 89312 Günzburg | Tel.: 08221-31905 | E-Mail: info@fahrlehrerweiterbildung.de
Alle Informationen in der Fahrlehrerpost werden unverlangt erteilt. Sie erfolgen unter Ausschluss einer Rechtspflicht zur Fortsetzung und Haftung.

Fahrzeugschadenregulierung nach einem unverschuldeten Unfall

Wie steht es um Schadensersatz?

Fahrlehrerpost Ihre Fortbildung 04/10 | 4. Jahrgang | November 2010

Nach einem unverschuldeten Ver-
kehrsunfall hat jeder Geschädigte
Anspruch auf Ersatz seines Scha-
dens, sowohl des immateriellen (z.B.
Schmerzensgeld) als auch des mate-
riellen (z.B. Fahrzeugschaden). Hin-
sichtlich des Fahrzeugschadens hat
der Geschädigte grundsätzlich die
freie Wahl, ob er den Schaden be-
heben (lassen) willund wieer ihn be-
heben will.

mindestens ein halbes Jahr weiter-
benutzt

Er kann sich ein Ersatzfahrzeug anschaf-
fen, er kann sein Fahrzeug reparieren las-
sen oder er kann die von einem Sach-
verständigen geschätzten Reparaturkos-
ten verlangen. Allerdings ist der Geschä-
digte je nach Schadensumfang in seiner
Dispositionsfreiheit eingeschränkt. Des-
halb sollte ein Geschädigter die von der
Rechtsprechung entwickelten Grund-
sätze und Einschränkungen kennen,
wenn er unliebsame Überraschungen
vermeiden will.

Liegen die von einem Sachverständigen
geschätzten Reparaturkosten niedriger
als der Wiederbeschaffungswert abzüg-
lich Restwert, kann der Geschädigte zwi-
schen Reparatur, Ersatzbeschaffung
oder Abrechnung nach Gutachten frei
wählen.

Im Fall einer Reparatur kann der Geschä-
digte die Reparaturkosten gestützt auf
das Sachverständigengutachten verlan-
gen. Eine Reparaturrechnung muss er
nicht vorlegen. Die Mehrwertsteuer er-
hält er aber nur, soweit sie durch Rech-
nung belegt ist. Bei Reparatur in Eigen-
regie erhält er beispielsweise die Mehr-
wertsteuer, die er durch Ersatzteilrech-
nungen nachweisen kann. Zur Erstattung
von Nutzungsausfall oder der Mietwa-
genkosten für die Reparaturdauer nach
Gutachten kann die Tatsache der Repa-
ratur durch Foto oder Bestätigung eines
Sachverständigen nachgewiesen wer-
den.

Wählt der Geschädigte Abrechnung nach
Gutachten bleibt es ihm überlassen, wo-
zu er die Entschädigung verwendet. Er
kann sie zur Reparatur seines unfallbe-
schädigten Fahrzeugs, zum Kauf eines Er-
satzfahrzeugs oder für seinen Urlaub ver-
wenden. Mehrwertsteuer wird jedoch
nur erstattet, soweit deren Anfall nach-
gewiesen wird.

Problematisch sind die Fälle, in denen die
Reparaturkosten höher sind, als die Dif-
ferenz zwischen Wiederbeschaffungs-
wert abzüglich Restwert. Mit Urteil vom
29.04.2003 hatte der Bundesgerichtshof
einen Fall zu entscheiden, in dem ein
Karosseriebaumeister sein unfallbeschä-
digtes Fahrzeug selbst repariert und
nach der Reparatur weiterbenutzt hatte.
Der geschädigte Karosseriebaumeister
verlangte von der gegnerischen Versi-
cherung die vom Sachverständigen ge-
schätzten Reparaturkosten von ca.
26.500 DM, die zusammen mit der Wert-
minderung von 1.500 DM mit insgesamt
28.000 DM noch unter dem Wiederbe-
schaffungswert von ca. 30.300 DM la-
gen. Der Restwert war vom Sachver-
ständigen auf 8.000 DM geschätzt wor-
den. Die Haftpflichtversicherung des
Schädigers unterbreitete dem Geschädig-
ten ein Restwertangebot über 10.000 DM
und zahlte lediglich den Wiederbeschaf-
fungswert abzüglich ihres Restwertan-
gebots, also 20.300 DM. Die dagegen
gerichtete Klage des Karosseriebaumeis-
ters hatte Erfolg.

Der Bundesgerichtshof kam zu dem Er-
gebnis, dass bei der Berechnung des
Schadens der Restwert des Fahrzeugs
dann nicht vom Wiederbeschaffungs-
wert abgezogen werden darf, wenn der
Geschädigte sein Fahrzeug repariert und

, vorausgesetzt die geschätzten
Reparaturkosten übersteigen den Wie-
derbeschaffungswert nicht. Habe der
Geschädigte sein Integritätsinteresse

am Fahrzeug durch Reparatur und Wei-
terbenutzung zum Ausdruck gebracht,
dürfe die Versicherung den Wiederbe-
schaffungswert nicht um den Restwert
kürzen. (Bundesgerichtshof, Urteil vom
29.04.03, Az.: VI ZR 393/02, DAR 2003,
372-373). Der Geschädigte als „Herr des
Restitutionsgeschehens“ kann auf diese
Weise von der Versicherung nicht zum
Verkauf seines Fahrzeugs zu dem von ihr
angebotenen Restwert gezwungen wer-

den. Auf die Qualität der Reparatur
kommt es in diesem Fall nicht an.

Sind die Reparaturkosten höher als die
Differenz zwischen Wiederbeschaffungs-
wert abzüglich Restwert und lässt der Ge-
schädigte sein unfallbeschädigtes Fahr-
zeug nicht reparieren, kann er nach Gut-
achten abrechnen. In diesem Fall erhält
er nur den Wiederbeschaffungswert (oh-
ne Mehrwertsteuer) abzüglich Restwert.
Die Mehrwertsteuer für das Unfallfahr-
zeug nach Gutachten erhält er nur, so-
weit er deren Anfall durch Rechnung für
sein Ersatzfahrzeug nachweisen kann.

Liegen die Reparaturkosten bis 130 %
über dem Wiederbeschaffungswert, gel-
ten wieder andere Regeln:

Der Bundesgerichtshof hatte mit Urteilen
vom 15.02.2005 zwei Fälle zu entschei-
den, in denen nach Schätzung des Sach-
verständigen die Kosten einer fachge-

1. Reparaturkosten niedriger als
Wiederbeschaffungswert abzüg-
lich Restwert

2. Reparaturkosten höher als Diffe-
renz zwischen Wiederbeschaffungs-
wertabzüglich Restwert

3. Reparaturkosten höher als
Wiederbeschaffungswert

Dietrich Jaser,
Rechtsanwalt



rechten und vollständigen Reparatur über
dem Wiederbeschaffungswert lagen, oh-
ne die Grenze von 130 Prozent des Wie-
derbeschaffungswerts zu überschreiten.
Die Geschädigten hatten die Fahrzeuge le-
diglich in einen fahrbereiten und ver-
kehrstüchtigen Zustand versetzen las-
sen. Die Kosten dieser Teilreparatur la-
gen naturgemäß unter den vom Sach-
verständigen geschätzten Reparatur-
kosten. Die Geschädigten verlangten
von der eintrittspflichtigen Haftpflicht-
versicherung die Reparaturkosten in der
vom Sachverständigen geschätzten Hö-
he. Die Haftpflichtversicherung zahlte
nur den Wiederbeschaffungswert ab-
züglich Restwert. Der Bundesgerichtshof
gab der Versicherung Recht.

Der Bundesgerichtshof kam zu dem Er-
gebnis, dass bei Fahrzeugschäden, die
den Wiederbeschaffungswert bis 130 Pro-
zent übersteigen, die vom Sachverstän-
digenermitteltenReparaturkostennur ver-
langt werden können, wenn die Repara-
tur fachgerecht und in dem vom Sach-
verständigen ermittelten Umfang ausge-
führt wurde.

(Bundesge-
richtshof, Urteile vom 15.02.05, Az.: VI
ZR 70/04 und VI ZR 172/04).

Liegen die vom Sachverstän-
digen geschätzten Reparaturkosten über
dem Wiederbeschaffungswert, ohne die
Grenze von 130 Prozent des Wiederbe-
schaffungswerts zu überschreiten, darf
der Geschädigte sein unfallbeschädigtes
Fahrzeug noch reparieren lassen. Voraus
setzung ist, dass die Reparatur

und
ausge-

führt wird und dass der Geschädigte das
reparierte Fahrzeug .
Unter diesen Voraussetzungen kann er
ohne Vorlage der Reparaturrechnung die
vom Sachverständigen ermittelten Re-
paraturkosten (netto) verlangen. Die
Mehrwertsteuer wird allerdings nur er-
stattet, soweit sie durch Rechnung nach-

gewiesen wird. Liegen die vom Sachver-
ständigen geschätzten Reparaturkosten
über 130 Prozent des Wiederbeschaf-
fungswerts, ist eine Reparatur unwirt-
schaftlich. Der Geschädigte erhält des-
halb nur den Wiederbeschaffungswert
(netto) abzüglich Restwert, selbst wenn
er das Fahrzeug reparieren lassen wür-
de. Mehrwertsteuer erhält er nur, soweit
sie nachgewiesen wird.

ergibt sich also Fol-
gendes:

Übersteigen die Reparaturkosten den
Wiederbeschaffungswert bis zu 130 Pro-
zent, werden die Reparaturkosten ersetzt,
wenn die

ausgeführt wurde
und das Fahrzeug weiterbenutzt wird.
Liegen die von einem Sachverständigen
geschätzten Reparaturkosten bis zu 130
Prozent über dem Wiederbeschaffungs-
wert, muss sich der Geschädigte darüber
im Klaren sein, dass er bei einer

nur die tatsächlich angefalle-
nen Reparaturkosten ersetzt bekommt.
Eine Abrechnung nach Gutachten ist in
diesem Fall ausgeschlossen. Anspruch
auf den

hat er jedoch in je-
dem Fall. Liegen die geschätzten Repa-
raturkosten 130 Prozent über dem Wie-
derbeschaffungswert wird immer nur der
Wiederbeschaffungswert abzüglich Rest-
wert (Wiederbeschaffungsaufwand) er-
stattet. Die Mehrwertsteuer wird in allen
Fällen nur erstattet, wenn und soweit sie
tatsächlich angefallen ist.

DIETRICH JASER
Fachanwalt für Arbeitsrecht und
Strafverteidiger
JULIA BERCHTOLD
SEDANSTR. 12 – 89312 GÜNZBURG
TEL 08221-24680 – FAX 08221-24682
WWW.DOMUSJURIS.DE

Hinweis:

sach-
und fachgerecht nach den Vor-
gaben des Sachverständigen

weiter benutzt

Zusammengefasst

Reparatur sach- und fach-
gerecht nach den Vorgaben des
Sachverständigen

Teilre-
paratur

Wiederbeschaffungswert ab-
züglich Restwert

Repariert der Geschädigte einen
den Wiederbeschaffungswert bis
130 Prozent übersteigenden Scha-
den nur teilweise oder nicht fach-
gerecht, so kann er nicht mehr nach
Gutachten abrechnen, sondern nur
die tatsächlich angefallenen Repa-
raturkosten verlangen.

KANZLEI DOMUS JURIS
RECHTSANWÄLTE
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Auf dem neuesten Stand mit
www.fahrlehrerweiterbildung.de

§ 8 Abs. 2 StVO

§§1Abs.2,41Abs.2Nr.
8,45StVO;§35VwVG

Wer die Vorfahrt zu beachten hat,
darf nach § 8 Abs.2 Satz 2 StVO nur
weiterfahren, wenn er übersehen
kann, dass er den Vorfahrtberech-
tigten weder gefährdet noch we-
sentlich behindert. Kann er das nicht
übersehen, weil die Straßenstelle un-
übersichtlich ist, darf er sich nach §
8 Abs. 2 Satz 3 StVO vorsichtig in die
Kreuzung hineintasten, bis er Über-
sicht hat.

„Hineintasten“ bedeutet zentime-
terweises Vorrollen bis zum Über-
sichtspunkt mit der Möglichkeit so-
fort anzuhalten; das bedeutet ein
Vorrollen um jeweils nur wenige Zen-
timeter, danach ein Anhalten und
ein mehrfaches Wiederholen dieses
Vorgangs über einen längeren Zeit-
raum.

Der Wartepflichtige genügt dieser
Pflicht nicht, wenn er einfach bis
zum Übersichtspunkt – ohne Unter-
brechung – vorrollt, die Schnittlinie
der bevorrechtigten Straße über-
fährt und damit ganz oder teilweise
den Fahrstreifen eines bevorrech-
tigten Verkehrsteilnehmers sperrt.

Die Schätzung eines Zeugen, ein
Kraftfahrer sei mit „30 bis 50 km/h“
in die Kreuzung gefahren, ist für die
Feststellung einer der Verkehrssitu-
ation nicht angepassten Geschwin-
digkeit (§ 3 Abs. 1 StVO) nicht ge-
eignet.

Ein Verkehrszeichen (hier: Haltever-
botsschild) ist unwirksam (Schein-
Verwaltungsakt bzw. Nichtakt),
wenn seiner Aufstellung durch einen
Privaten keine verkehrsrechtliche
Anordnung durch die Straßen-
verkehrsbehörde zugrunde liegt.

KG, Beschl. v. 28.01.2010, 12 U 49/09

VGH Baden-Württemberg
Urteil vom 16.12.2009, 1 S 3263/08
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Mitglied werden!
www.idfl.de oder Tel. 08221-250 773 (Mo-Fr. 10-17 Uhr)

Interessenverbände Deutscher Fahrlehrer (IDF)

Interessenverband Deutscher Fahrlehrer e.V.
vertritt Interessen der Fahrlehrer aus allen Bundesländern

Tel. 08221-250 773

Interessenverband Deutscher Fahrlehrer Süd e.V.

Geschäftsstellen
Bayern: Herr Kahn Tel. 08221- 250 773

Herr Hesser Tel. 08331-9258050
Herr Anderl Tel. 0170-2409002 *)

Baden-Württemberg: Herr Rauscher Tel. 0172-6202715 *)

Hessen: Herr Kluge Tel. 06154-2829

Saarland: Herr Auffenberg Tel. 0172-6788499 *)

Rheinland-Pfalz: Herr Janisch Tel. 0163-2949777 *)

Interessenverband Deutscher Fahrlehrer Nord e.V.

Telefon: 04174-3549

Stadtberg 32
89312 Günzburg

E-Mail: info@idfl.de
website: www.idfl.de oder www.fahrlehrerweiterbildung.de

Vorsitzender: Robert Klein
Mitgliedsbeitrag 10 Euro monatlich

vertritt Interessen der Fahrlehrer von
Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Rheinland-Pfalz

Thüringen, Saarland, Sachsen und Nordrhein-Westfalen
Grubachweg 24
88477 Schwendi

E-Mail: info@idfl.de
website: www.idfl.de oder www.fahrlehrerweiterbildung.de

Vorsitzende: Susanne Bahr, Robert Klein, Philipp Stehle
Mitgliedsbeitrag 10 Euro monatlich

vertritt Interessen der Fahrlehrer von
Niedersachsen, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Nordrhein-Westfalen

Uhlenhorst 66 c
21435 Stelle

website: www.idfl.de oder www.fahrlehrerweiterbildung.de
Vorsitzender: Günter Fieger

Mitgliedsbeitrag 10 Euro monatlich

*) Hinweis: Es entstehen Ihnen durch die Anwahl von Mobilfunknummern lediglich die für Ihr Netz definierten Verbindungskosten. Für eine exakte Auskunft fragen Sie bitte Ihren Telefonanbieter.
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Regelungen beachten

Elektronische
Rechnung
In Firmen wird zukünftig die elek-
tronische Rechnung die klassischen
Rechnungen in Papierform weitest-
gehend ablösen, denn elektroni-
sche Rechnungen führen nicht nur
zur Einsparung von Portoaufwen-
dungen, sondern auch zu einer Zeit-
ersparnis durch eine vereinfachte
Verbuchung.

Betriebe, die von der Erleichterung elek-
tronischer Rechnungen Gebrauch ma-
chen möchten, haben jedoch auch einige
Vorgaben zu beachten, denn die elek-
tronische Rechnung muss neben den für
Rechnungen in Papierform zu beach-
tenden Bestimmungen nach § 14 Abs. 4
UStG, wie z. B. der Benennung des Leis-
tungsempfängers, der Angabe des Leis-
tungsdatums, der Steuernummer bzw.
USt-Identifikationsnummer auch weitere
Voraussetzungen erfüllen. Nur unter die-
sen Bedingungen ermächtigt die elek-
tronische Rechnung den Leistungsemp-
fänger zum Vorsteuerabzug.

Nach § 14 Abs. 1 UStG sind Rechnungen
in Papierform auszustellen, können aber
auch auf elektronischem Wege über-
mittelt werden. Für eine ordnungsgemä-
ße elektronische Rechnung ist eine

. Die
Notwendigkeit einer elektronischen Sig-
natur ist darauf zurückzuführen, dass ei-
ne gesetzlich in Papierform geforderte
Rechnung (§ 126a BGB) nur durch ein Do-
kument mit einer qualifizierten elektro-
nischen Signatur ersetzt werden kann.
Zudem wird über die elektronische Sig-
natur die Echtheit der Herkunft und die
Unversehrtheit des Inhalts gewährleis-
tet. Die Ordnungsmäßigkeit der Rech-
nung ist nach § 14 Abs. 3 UStG allerdings
auch dann gegeben, wenn sie im elek-
tronischen Datenaustausch (EDI) ver-
sendet wird.

Zu beachten ist, dass

, sondern nach Ab-
schnitt 184a (5) UStR

.
Nur bei der Verwendung eines Standard-
Telefaxes liegt keine elektronisch ers-
tellte Rechnung vor.

Wer eine Rechnung über ein Standard-
Telefax empfängt, hat diese Rechnung in
Papierform aufzubewahren. Soweit der
Ausdruck auf Thermopapier erfolgt ist,
ist eine Kopie in Papierform vorzuneh-
men, weil bei Thermopapier die Gefahr
besteht, dass es nicht über die gesamte
Aufbewahrungsdauer lesbar bleibt.
Denn ein Unternehmer hat

erstellt oder erhalten hat,
nach § 14b Abs. 1 UStG

. Im Hinblick auf die beste-
hende Aufbewahrungspflicht sollte zu-
dem beachtet werden, dass

auch während der
gesamten Aufbewahrungsdauer

sind und damit die
Hardware bzw. Software zu jeder Zeit ein-
erseits den Zugriff anderseits die

Unveränderbarkeit zu gewährleisten hat.
Bei einer Prüfung elektronischer Rech-
nungen müssen diese gemäß dem BMF-
Schreiben vom 16.07.2001 (Grundsätze
zum Datenzugriff und zur Prüfbarkeit di-
gitaler Unterlagen, AZ.: IV D 2 – S 0316 –
136/01) mit allen Inhalts- oder For-
matierungsdaten auf einen digitalen Da-
tenträger übertragen werden können.

Wer gedacht hat, mit seiner eigenen ein-
gescannten und auf der Rechnung ein-
gearbeiteten Unterschrift eine ord-
nungsgemäße elektronische Rechnung
erstellt zu haben, hat sich getäuscht. Bis
zur erstmaligen Versendung einer ord-
nungsgemäßen Rechnung auf elektro-
nischem Wege sind bestimmte Bedin-
gungen zu erfüllen. Wer diese Hürde be-
wältigt hat, wird jedoch auf Dauer ge-
sehen eine Zeit- und Kosteneinsparung
erzielen.

Abschließend sei noch darauf hin-
gewiesen, dass der Bundesfinanz-
minister gegenwärtig eine Verein-
fachung der elektronischen Rechnung
plant.

quali-
fizierte elektronische Signatur oder eine
qualifizierte elektronische Signatur in An-
bieter-Akkreditierung erforderlich

nicht nur per E-Mail

ggf. im PDF-Format übermittelte Rech-
nungen als auf elektronischem Wege
übermittelt gelten

auch alle Ab-
rechnungen, die entweder über ein Com-
puter-Telefax oder einen Fax-Server
übertragen bzw. empfangen werden

Rechnungen,
die er in Papierform bzw. in elektro-
nischer Form

zehn Jahre auf-
zubewahren

elektro-
nische Rechnungen

elektro-
nisch zu archivieren

Zusammenfassend
kann gesagt werden:
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Nach § 14 Abs. 1 UStG sind Rechnungen in Papierform auszustellen, können aber auch auf elektronischem
Wege übermittelt werden. Für eine ordnungsgemäße elektronische Rechnung ist eine qualifizierte elek-
tronische Signatur oder eine qualifizierte elektronische Signatur in Anbieter-Akkreditierung erforderlich.

Foto: Egon Häbich/pixelio.de
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Leserbrief:
Fahrlehrerverbände
und ihre Funktionäre

Eine positive Kraft in der Gesellschaft
zu sein, das ist ein Anspruch, der mit
Monopolstrukturen nicht erreichbar
ist.

So wie bestimmte Verbände die
Qualitätssicherung geplant haben, ist
sie meiner Meinung nach in einer
freiheitlichen und demokratisch
verfassten Gesellschaft nicht
akzeptabel.

Immer wieder musste man hören,
dass nur die eine von bestimmten
Fahrlehrerverbänden – gesteuerte
Variante den gesteckten Zielen
gerecht werden kann. Eine
Zentralstelle sollte Mitbewerber
überprüfen und zufällig saßen auf
den entsprechenden Stühlen der Uni
Eichstätt die Freunde und
Weggefährten derer, die doch - so
scheint es - gern ein Monopol haben

wollen. Nun ist bis hierhin nichts
geworden aus den QS-Plänen und
damit auch nichts aus der
Zentralstelle. Die Fahrlehrer
wünschen sich mehrheitlich keine
neue Institution, die ihnen
kostenpflichtig das Händchen führt
und die Worte für den Unterricht in
den Mund legt.

Oft fragt man sich, wie es soweit
kommen konnte, dass Funktionäre
aus all den vielen Organisationen, die
jene sich geschaffen haben, die
Arbeit der Fahrlehrer so weitgehend
steuern und wie es scheint
beherrschen wollen. Jeder Fahrlehrer
sollte sich genau überlegen, wie viel
Geld ihm die Mitgliedschaft in einem
Verband wert ist und nachfragen wie
viel Geld der Vorsitzende für seine
Tätigkeit erhält, falls der Vorsitzende
auch noch Geschäftsführer der dem
Verband gehörenden
Servicegesellschaft ist, sollten die
Mitglieder auch diese Einnahmequelle
hinterfragen und prüfen, ob es durch
die Ausübung beider Tätigkeiten zu

einer Interessenkollision kommen
könnte

Fakt ist, eine Entflechtung der
Fahrschul-Peripherie ist dringend
geboten. Die Entbürokratisierung
unseres Arbeitsalltags ist überfällig
und wenn wir dabei zuerst in der
Giftkiste roden, wo sich
Willkürpotential befindet, so ist auch
das kein falscher Ansatz.

Wahrheiten mögen für bestimmte
Funktionärsriegen unbequem sein,
sie sind dadurch weder erbärmlich
noch halb.

Falls Sie, liebe Kolleginnen und
Kollegen, mit dem Gedanken spielen,
den Beitrag für Ihren Verband
einzusparen, dann sollten Sie sobald
wie möglich die Kündigung
aussprechen, damit diese ggf. zum
Jahresende wirksam wird.

Heiner Otte
Weinsberger Str. 9
74072 Heilbronn

Sparen Sie doch,
wenn Sie wollen!
Begleithefte für Aufbauseminare kau-
fen? Nicht notwendig. Rechnen Sie
doch selbst!

Sie kaufen einmal das staatlich geneh-
migte, wissenschaftlich geprüfte,
leicht zu handhabende SRK-Konzept
und erhalten gleichzeitig die Möglich-
keit, die Teilnehmerunterlagen zu ko-

pieren bzw. über eine E-Mail, welche
wir Ihnen ohne Mehrpreis zustellen,
die Möglichkeit, so viele Teilnehmer-
unterlagen, wie Sie für Ihre Seminare
benötigen, einfach auszudrucken.

Und das alles für nur 50 € zzgl. Ver-
sandkosten 14€ plus 7 Prozent Mehr-
wertsteuer.

Gleich bestellen! Tel. 08221-250773.

Übrigens: Falls Ihnen eine Behörde
oder ein Überwacher in Deutschland
sagt, dass Sie nach dem DVR-Konzept
arbeiten sollen oder müssen, bitten wir
Sie, uns dies mitzuteilen. Tel. 08221-
250773

Eine Leseprobe unseres SRK-Kon-
zepts (1. Treffen) finden Sie unter
www.fahrlehrerweiterbildung.de in
der Rubrik „Aktuelles“.

Anzeige



Kommunen haben im Jahr 2009
letztmalig für das Jahr 2010 Lohn-
steuerkarten in Papierform ver-
schickt. Denn zukünftig wird die
Lohnsteuerkarte durch ein elektro-
nisches Verfahren namens Elster-
Lohn II ersetzt. Zu diesem Verfah-
ren gehört die ELStAM-Datenbank
(Elektronische LohnSteuerAbzugs-
Merkmale), über die alle bisher auf
der Lohnsteuerkarte ausgewiesenen
Besteuerungsmerkmale wie Steuer-
klasse, Freibeträge oder die Kir-
chenzugehörigkeiterfasstwerden.

Zur Vornahme des Lohnsteuerabzugs wer-
den die Arbeitgeber zukünftig beim Bun-
deszentralamt für Steuern (BZSt) die rel-
evanten Besteuerungsmerkmale des je-
weiligen Beschäftigten abrufen und

. Dafür benötigt
der Arbeitgeber die steuerliche Identifika-
tionsnummer und das Geburtsdatum. Die
steuerliche Identifikationsnummer dient
der Verwaltung aller Steuerbürger beim
BZSt. Sie wurde jedem Bürger im Jahr
2008 bzw. den nachfolgenden Geburts-
jahrgängen entsprechend später über-
mittelt und hat eine lebenslange
Gültigkeit. Die Identifikationsnummer
können Sie zwischenzeitlich auch Ihrem
Steuerbescheid entnehmen.

Für die

war bisher je nach

Zuständigkeit entweder das Finanzamt
oder die Gemeinde-/Stadtverwaltung ver-
antwortlich. Von Vorteil ist es zukünftig,
dass das
alle Berichtigungen .

Die Arbeitgeber können deshalb
für das Lohnsteuerabzugsverfahren 2011
noch nicht auf die ELStAM-Datenbank zu-
rückgreifen. Da es allerdings ab dem Jahr
2011 auch keine Lohnsteuerkarten mehr
geben wird, sieht der Gesetzesentwurf der
Bundesregierung vom 22.06.2010 vor,

. Die auf der Lohn-

steuerkarte 2010 eingetragenen Freibe-
träge sollen dabei übrigens auch noch im
Jahr 2011 gültig sein. Damit verbleiben die
Lohnsteuerkarten 2010 bis zum Ablauf des
Jahres 2011 im Lohnbüro. Wechselt ein Ar-
beitnehmer im Jahr 2011 den Arbeitgeber,
so hat der die Lohnsteuerkarte wie bisher
dem neuen Betrieb vorzulegen. Wem für
das Jahr 2010 keine Lohnsteuerkarte aus-
gestellt wurde, dem kann das Finanzamt
auf Antrag eine arbeitgeberbezogene
Ersatzbescheinigungausstellen.

Sie können auch ohne
die Ersatzbescheinigung nach Steuer-
klasse I besteuert werden.

in die
Lohnkonten übernehmen

Änderung der Besteuerungsmerk-
male bzw. für die Eintragungen auf der
Lohnsteuerkarte

Finanzamt nun uneingeschränkt
vornimmt

Das neue Verfahren wird allerdings erst
schrittweise bis zum Jahr 2012 eingeführt
werden.

die
Lohnsteuerkarten 2010 auch noch für das
Jahr 2011 zu verwenden

Für Berufsanfänger gibt es eine Aus-
nahmeregelung.
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Wegfall der Papierform ab 2011

Lohnsteuerkarte wird im
kommenden Jahr “digitalisiert”

Das neue Verfahren wird allerdings erst schrittweise bis zum Jahr 2012 eingeführt werden. Die
Arbeitgeber können deshalb für das Lohnsteuerabzugsverfahren 2011 noch nicht auf die ELStAM-
Datenbank zurückgreifen. Foto: Uwe Steinbrich/pixelio.de

§ 31a Abs. 1 StVZO

1. Besteht die in § 31a Abs. 1 Satz 1
StVZO vorausgesetzte „Zuwiderhand-
lung gegen Verkehrsvorschriften“ in der
Missachtung eines ge- oder verbieten-
den Verkehrszeichens, so ist die für die
Anordnung der Führung eines Fahrten-
buchs zuständige Behörde nicht ver-
pflichtet, im Vorfeld einer Fahrtenbuch-
anordnung zu prüfen, ob der Verwal-

tungsakt, der dem Verkehrszeichen
zugrunde liegt, an rechtlichen Mängeln
leidet, die die verkehrsrechtliche
Anordnung rechtswidrigmachenwürde.

Der in Ge- oder Verbotszeichen zum
Ausdruck kommende Rechtsbefehl ist
auch dann uneingeschränkt zu be-
folgen, wenn die zugrunde liegende
straßenverkehrsbehördliche Anord-
nung mit der Rechtsordnung nicht voll-

umfänglich in Einklang stehen sollte.

2. Eine „Zuwiderhandlung gegen
Verkehrsvorschriften“ im Sinne von §
31 a Abs. 1 Satz 1 StVZO liegt nur dann
nicht vor, wenn die verkehrsrechtliche
Anordnung und Kundmachung durch
Verkehrszeichen nichtig im Sinne von
Art. 44 Abs. 1 Bay VwVfG und damit
unwirksam ist.

VGH Bayern, Beschl. v. 17.2.2010, 11 CS 09.2977






